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A. BEKANNTMACHUNGEN DES LANDKREISES 
 

Verordnung 
 

vom 28.06.2007 
 

zur Änderung der 
Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Gifhorner-, Winkeler-, Fahle Heide und 
angrenzende Landschaftsteile“ im Bereich der Stadt Gifhorn, der Samtgemeinde Isenbüttel 
und der Samtgemeinde Meinersen im Landkreis Gifhorn vom 09.03.1984 
 
Auf Grund der §§ 26 u. 30 des Niedersächsischen Naturschutzgesetzes vom 11.04.1994, 
Nds. GVBl. S. 155, in der zurzeit gültigen Fassung wird verordnet: 
 

§ 1 
 
Für die in § 2 dieser Verordnung näher festgelegten Landschaftsteile wird die Verordnung 
über das Landschaftsschutzgebiet „Gifhorner-, Winkeler-, Fahle Heide und angrenzende 
Landschaftsteile“ im Bereich der Stadt Gifhorn, der Samtgemeinde Isenbüttel und der 
Samtgemeinde Meinersen im Landkreis Gifhorn vom 09.03.1984, veröffentlicht im Amtsblatt 
für den Regierungsbezirk Braunschweig vom 01.06.1984, zuletzt geändert durch die 
Verordnung vom 18.03.1999, veröffentlicht im Amtsblatt für den Regierungsbezirk 
Braunschweig vom 01.07.1999, aufgehoben und erweitert. 
 

§ 2 
 
(1) Die Abgrenzung des geänderten Landschaftsschutzgebietes ist in den als Anlage mit 
veröffentlichten maßgeblichen Karten im Maßstab 1 : 5.000 eingetragen. Die Grenze ist 
jeweils durch eine Punktreihe dargestellt. Sie verläuft auf der Linie, die die Punktreihe von 
außen berührt.1 
 
(2) Der Verordnungstext und die maßgeblichen Karten im Maßstab 1 : 5.000 sind bei der 
Samtgemeinde Meinersen, Hauptstr. 1, 38536 Meinersen, und der Stadt Gifhorn, 
Marktplatz 1, 38518 Gifhorn, zur Einsicht für jedermann hinterlegt. 
Der Verordnungstext sowie Mehrfachausfertigungen der maßgeblichen Karten befinden sich 
außerdem beim Landkreis Gifhorn, Schlossplatz 1, 38518 Gifhorn, als untere 
Naturschutzbehörde. Sie können während der Dienststunden von jedermann kostenlos 
eingesehen werden. 
 

§ 3 
 
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung im Amtsblatt für den Landkreis 
Gifhorn in Kraft. 
 
Gifhorn, den 28.06.2007 
 

Landkreis Gifhorn 
 
Marion Lau 
Landrätin 
 

                                                 
1 abgedruckt auf Seite 526 bis Seite 528 dieses Amtsblattes 
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Jahresabschluss 2005 der Fördergesellschaft des Landkreises Gifhorn gGmbH 
 
Die Gesellschafterversammlung der Fördergesellschaft des Landkreises Gifhorn gGmbH hat 
am 06.12.2006 folgende Beschlüsse gefasst: 
 
1. Der Jahresabschluss zum 31.12.2005 wird von der Versammlung festgestellt. 
 
2. Das Jahresergebnis für das Geschäftsjahr 2005 beträgt 1.245.064,47 Euro. Hiervon 

werden 1.208.488,96 € der Rücklage zugeführt. 
 
3. Der Gewinn in Höhe von  36.575,51 € wird auf neue Rechnung vorgetragen. 
 
4. Der Geschäftsführerin der Gesellschaft wird für das Geschäftsjahr 2005 uneinge-

schränkt Entlastung erteilt. 
 
Vermerk des Rechnungsprüfungsamtes: 
 
Der Fachbereich 2 – Rechnungsprüfung - des Landkreises Gifhorn bestätigt hiermit als 
gemäß §§ 124, 123 NGO zuständiges Rechnungsprüfungsamt, dass die Prüfung des 
Jahresabschlusses zum 31.12.2005 der  
 
 Fördergesellschaft des Landkreises Gifhorn gGmbH, Gifhorn, 
 
durch die Steuerberater und vereidigten Buchprüfer 
 
 Baumunk und Borcherding 
 
mit seinem Einverständnis erfolgt ist. Der Bericht über die Jahresabschlussprüfung wurde 
dem Fachbereich 2 zugeleitet. Ergänzende Feststellungen gemäß Neufassung des § 28 
Absatz 2 Eigenbetriebsverordnung (Nds. GVBl. Nr. 6/2005, S. 79) über den 
Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers vom 01.12.2006 hinaus ergeben sich nicht.  
 
Gifhorn, den 09.08.2007 
 
Fachbereich 2 
- Rechnungsprüfung - 
des Landkreises Gifhorn 
Im Auftrage 
 
Schneider  
 
Der Jahresabschluss und Lagebericht der Fördergesellschaft des Landkreises Gifhorn 
gGmbH, Gifhorn, liegen vom 03.09.2007 bis 07.09.2007 im Fachbereich 1 - Abteilung 
Finanzen und Wirtschaft - des Landkreises Gifhorn, Kreishaus I, Zimmer 202, 
Schlossplatz 1, 38518 Gifhorn, öffentlich aus. 
 
Landkreis Gifhorn       Gifhorn, den 22.08.2007 
Im Auftrage 
 
Linse 
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Die Stadt Gifhorn beantragt mit Planunterlagen vom 15.01.2007 die wasserrechtliche 
Genehmigung für die Umlegung des Hengelberggrabens in der Gemarkung Gamsen, 
Flur 12. 
 
Gem. Nummer 14 der Liste der UVP-pflichtigen Vorhaben des Niedersächsischen Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeit in der Fassung vom 20.09.2002 (Nds. GVBl. S. 377) ist für ein 
solches Vorhaben eine Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles vorgeschrieben. Diese 
Vorprüfung der entscheidungserheblichen Daten und Unterlagen hat zu dem Ergebnis 
geführt, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht zu fordern ist. 
 
Gem. § 4 des Nds. Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung wird dieses Ergebnis 
hiermit bekannt gemacht.  
 
B. BEKANNTMACHUNGEN DER STÄDTE, GEMEINDEN UND SAMTGEMEINDEN 
 

B e k a n n t m a c h u n g 
 
Der Rat der Stadt Gifhorn stellt gemäß § 111 Abs. 7 und 8 Niedersächsische 
Gemeindeordnung (NGO) in der Fassung des Gesetzes zur Neuordnung des 
Gemeindehaushaltsrechts und zur Änderung gemeindewirtschaftlicher Vorschriften für 
Vertretungstätigkeiten der Stadt Gifhorn in Unternehmungen und Einrichtungen die Höhe der 
Aufwandsentschädigungen in Höhe von bis zu 3.000 € jährlich als angemessen fest. 
 
Gifhorn, den 23.07.2007 
 
Birth 
Bürgermeister 
 

Satzung  
der Stadt Gifhorn  

über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen 
(Erschließungsbeitragssatzung = EBS) 

 
Aufgrund der §§ 6 und 83 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) und der §§ 132 
und 133 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) hat der Rat der Stadt Gifhorn in seiner 
Sitzung am 02.07.2007 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Erhebung des Erschließungsbeitrages 

 
Zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwandes für beitragsfähige 
Erschließungsanlagen erhebt die Stadt Gifhorn Erschließungsbeiträge nach den 
Bestimmungen des Baugesetzbuches und dieser Satzung. 
 

§ 2 
Art und Umfang der Erschließungsanlagen 

 
(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für 
 

1. die öffentlichen zum Anbau bestimmten Straßen, Wege und Plätze in Baugebieten     
- ausgenommen solche in Gewerbe- und Industriegebieten - mit einer zulässigen 
Bebauung von 

 
a) bis zu zwei Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 18,50 m, wenn sie beidseitig 

und mit einer Breite bis zu 14 m, wenn sie einseitig anbaubar sind, 
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b) von mehr als zwei Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 24 m, wenn sie beidseitig 
und mit einer Breite bis zu 18 m, wenn sie einseitig anbaubar sind, 

 
2. die öffentlichen zum Anbau bestimmten Straßen, Wege und Plätze in Gewerbe- und 

Industriegebieten mit einer Breite bis zu 32 m, wenn eine Bebauung oder gewerbliche 
Nutzung beidseitig und mit einer Breite bis zu 24 m, wenn eine Bebauung oder 
gewerbliche Nutzung einseitig zulässig ist, 

 
3. die öffentlichen aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit Kraftfahrzeugen nicht 

befahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb der Baugebiete (z. B. Fußwege, Wohnwege) 
mit einer Breite bis zu 5 m, 

 
4. Sammelstraßen innerhalb der Baugebiete mit einer Breite bis zu 34 m, 
 
5. Straßen in Dauerkleingärten- und Wochenendhausgebieten bis zu einer Breite von 

6 m, 
 
6. Grünanlagen, soweit sie nicht Bestandteil der in den Nummern 1 - 4 genannten 

Verkehrsanlagen sind, jeweils bis zu 15 v. H. der Fläche der erschlossenen 
Grundstücke, 

 
7. Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umwelteinwirkungen im 

Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes. 
 
(2) Die in Abs. 1 Nummern 1 - 5 genannten Breiten umfassen Fahr- und Standspuren, Rad- 

und Gehwege, Schrammborde und Sicherheitsstreifen sowie die unselbstständigen 
Parkflächen und Grünanlagen, nicht dagegen die zu den Erschließungsanlagen 
gehörenden und zu ihrer Herstellung notwendigen Böschungen und Stützmauern. Die 
Breiten sind Durchschnittsbreiten; sie werden ermittelt, indem die Fläche der gesamten 
Erschließungsanlage durch die Länge der Straßenachse geteilt wird. 

 
(3) Ergeben sich aus der Nutzung der Grundstücke im Sinne von Abs. 1 unterschiedliche 

Breiten, so ist der Aufwand für die größte Breite beitragsfähig. 
 

§ 3 
Umfang des Erschließungsaufwandes 

 
(1) Zum beitragsfähigen Erschließungsaufwand gehören die Kosten für 
 

a) den Erwerb der Flächen für Erschließungsanlagen, 
 
b) die Freilegung, 
 
c) die erstmalige Herstellung des Straßen- oder Wegekörpers einschließlich des 

Unterbaues, der Befestigung der Oberfläche sowie notwendige Erhöhungen oder 
Vertiefungen, 

 
d) die Herstellung: 
 

aa) der Rinnen sowie der Randsteine, 
bb) der Radwege mit Schutzstreifen, 
cc) der Gehwege, 
dd) der Beleuchtungseinrichtungen, 
ee) der Entwässerungseinrichtungen, 
ff) der Böschungen, Schutz- und Stützmauern, 
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e) den Anschluss an andere Erschließungsanlagen, 
 
f) die Übernahme von Anlagen als gemeindliche Erschließungsanlagen, 
 
g) die Herstellung der Grünanlagen, 
 
h) die Herstellung von Anlagen zum Schutze von Baugebieten gegen Schall- und 

Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes. 
 
(2) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand umfasst auch  
 

a) die Kosten für die Beauftragung Dritter mit der Planung und Bauleitung sowie 
Verwaltungskosten, die ausschließlich der Maßnahme zuzurechnen sind, 

 
b)  den Wert der von der Stadt Gifhorn aus ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen im 

Zeitpunkt der Bereitstellung, 
 

c) diejenigen Kosten, die für Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten klassifizierter Straßen 
(Bundesfernstraßen, Landesstraßen und Kreisstraßen) insoweit entstehen, als sie 
gegenüber ihren anschließenden freien Strecken breiter hergestellt werden. 

 
(3) Zu den Kosten für den Erwerb der Flächen für Erschließungsanlagen gehört im Falle 

einer erschließungsbeitragsfähigen Zuteilung i. S. des § 57 Satz 4 BauGB und des § 58 
Abs. 1 Satz 1 BauGB auch der Wert nach § 68 Abs. 1 Nr. 4 BauGB. 

 
§ 4 

Art der Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes 
 
(1) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird nach den tatsächlich entstandenen 

Kosten ermittelt. 
 
(2) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand kann für die einzelne Erschließungsanlage 

oder für bestimmte Abschnitte einer Erschließungsanlage ermittelt werden. Für mehrere 
Erschließungsanlagen, die zur Erschließung von Grundstücken eine Einheit bilden, kann 
der Erschließungsaufwand insgesamt ermittelt werden. 

 
§ 5 

Abrechnungsgebiet 
 
Die einzelne Erschließungsanlage oder der bestimmte Abschnitt oder mehrere 
Erschließungsanlagen, die zu einer Einheit zusammengefasst sind, bilden mit den von ihnen 
erschlossenen Grundstücken das Abrechnungsgebiet. 
 

§ 6 
Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes 

 
(1) Von dem ermittelten beitragsfähigen Erschließungsaufwand trägt die Stadt 10 v. H. 
 
(2) Der restliche beitragsfähige Erschließungsaufwand wird auf die erschlossenen 

Grundstücke im Abrechnungsgebiet (§ 5) unter Berücksichtigung der nachfolgenden 
Absätze nach dem Verhältnis verteilt, in dem die Summen aus den Grundstücksflächen 
und den zulässigen Geschossflächen der einzelnen Grundstücke zueinander stehen. 
Dabei wird die unterschiedliche Nutzung der Grundstücke nach Maß und Art 
berücksichtigt. 
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(3) Als maßgebliche Grundstücksfläche gilt bei Grundstücken, 
 

1. die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und mit der 
Restfläche innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles nach § 34 BauGB 
liegen, die Gesamtfläche des Grundstückes, wenn es baulich oder gewerblich 
nutzbar ist, 

 
2. die über die Grenzen des Bebauungsplanes in den Außenbereich nach § 35 BauGB 

hinausreichen, die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes, wenn für diese darin 
eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, 

 
3. die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen, und bei Grundstücken, 

die über die Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen, die Fläche im 
Satzungsbereich, 

 
4. für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht und 

die nicht unter Nr. 6 fallen, 
 

a. wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 
BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstückes, 

 
b. wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und teilweise im 

Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Fläche des Grundstückes zwischen der 
Erschließungsanlage und einer Linie, die in einem gleichmäßigen Abstand von 50 
m zu ihr verläuft; bei Grundstücken, die nicht an die Erschließungsanlage 
angrenzen oder lediglich durch einen zum Grundstück gehörenden Weg mit ihr 
verbunden sind, die Fläche zwischen der der Erschließungsanlage zugewandten 
Grundstücksseite und einer Linie, die in einem gleichmäßigen Abstand von 50 m 
zu ihr verläuft, 
 

5. die über die sich nach Nr. 2 oder Nr. 4 Buchst. b) ergebenden Grenzen hinaus bebaut 
oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der Erschließungsanlage bzw. im 
Fall von Nr. 4 Buchst. b) der der Erschließungsanlage zugewandten 
Grundstücksseite und einer Linie hierzu, die in dem gleichmäßigen Abstand verläuft, 
der der übergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht, 

 
6. die nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise (z. B. 

Friedhöfe, Sport- u. Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) nutzbar sind oder 
innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden, die 
Gesamtfläche des Grundstückes. 

 
§ 7 

Nutzungsfaktoren 
 
(1) Der maßgebliche Nutzungsfaktor bei berücksichtigungspflichtigen Grundstücken, die 

baulich oder gewerblich nutzbar sind, wird durch die Zahl der Vollgeschosse bestimmt. 
Dabei gelten als Vollgeschosse alle Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften 
Vollgeschosse sind. Kirchengebäude werden stets als eingeschossige Gebäude 
behandelt. Besteht im Einzelfall wegen der Besonderheiten des Bauwerkes in ihm kein 
Vollgeschoss i. S. der Landesbauordnung, so werden bei gewerblich oder industriell 
genutzten Grundstücken je vollendete 3,50 m und bei allen in anderer Weise baulich 
genutzten Grundstücken je vollendete 2,20 m Höhe des Bauwerkes (Traufhöhe) als ein 
Vollgeschoss gerechnet. 
 

(2) Der Nutzungsfaktor beträgt bei einem Vollgeschoss 1,0 und erhöht sich je weiteres 
Vollgeschoss um 0,25. 
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(3) Als Zahl der Vollgeschosse gilt – jeweils bezogen auf die in § 6 Abs. 3 bestimmten 

Flächen – bei Grundstücken, 
 

1. die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen (§ 6 Abs. 
3 Nr. 1 und Nr. 2), 

 
a) die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse, 
 
b) für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Höhe der baulichen 

Anlagen festgesetzt ist, in Kern-, Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i. S. 
von § 11 BauNVO die durch 3,5 und in allen anderen Baugebieten die durch 2,2 
geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe, wobei bei Bruchzahlen bis 0,49 
abgerundet und bei Bruchzahlen ab 0,5 auf ganze Zahlen aufgerundet wird, 

 
c) für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe der 

baulichen Anlagen, sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, die durch 3,5 
geteilte höchstzulässige Baumassenzahl, wobei bei einer Bruchzahl bis 0,49 
abgerundet und bei einer Bruchzahl ab 0,5 auf ganze Zahlen aufgerundet wird, 

 
d) auf denen nur Garagen, Stellplätze oder eine Tiefgaragenanlage errichtet werden 

dürfen, die Zahl von einem Vollgeschoss je Parkebene, 
 
e) für die im Bebauungsplan gewerbliche oder industrielle Nutzung ohne Bebauung 

festgesetzt ist, die Zahl von einem Vollgeschoss, 
 
f) für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe der 

baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl bestimmt ist, der in der näheren 
Umgebung überwiegend festgesetzte und/oder tatsächlich vorhandene (§ 34 
BauGB) Berechnungswert nach Buchst. a) - c), 

 
2. auf denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nr. 1 Buchst. a) bzw. Buchst. d) - f) oder 

die Höhe der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl nach Nr. 1 Buchst. b) bzw. 
Buchst. c) überschritten wird, die tatsächlich vorhandene Zahl der Vollgeschosse 
bzw. die sich nach der tatsächlich vorhandenen Bebauung ergebenden 
Berechnungswerte nach Nr. 1 Buchst. b) bzw. Buchst. c), 

 
3. für die kein Bebauungsplan besteht, die aber ganz oder teilweise innerhalb des im 

Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen (§ 6 Abs. 3 Nr. 3 und Nr. 4), wenn sie 
 

a) bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, 
 
b) unbebaut sind, die Zahl der in der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen 

Vollgeschosse. 
 
(4) Der sich aus Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 3 ergebende Nutzungsfaktor wird 

vervielfacht mit 
 

1. 1,5, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden (§ 34 BauGB) 
oder durch Bebauungsplan ausgewiesenen Wohngebietes (§ 3, § 4 a BauNVO), 
Dorfgebietes (§ 5 BauNVO), Mischgebietes (§ 6 BauNVO) oder Sondergebietes i. S. 
von § 10 BauNVO oder ohne ausdrückliche Gebietsfestsetzung innerhalb eines 
Bebauungsplangebietes überwiegend gewerblich oder überwiegend in einer 
gewerblichen Nutzung ähnlichen Weise (z. B. Verwaltungs-, Schul-, Post- und 
Bahnhofsgebäude, Praxen für freie Berufe) genutzt wird, 
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2. 2,0, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden (§ 34 BauGB) 
oder durch Bebauungsplan ausgewiesenen Kerngebietes (§ 7 BauNVO), 
Gewerbegebietes (§ 8 BauNVO), Industriegebietes (§ 9 BauNVO) oder 
Sondergebietes i. S. von § 11 BauNVO liegt. 

 
3. Die vorstehenden Regelungen zu Nr. 1 und Nr. 2 gelten nicht für die Abrechnung von 

selbstständigen Grünanlagen. 
 
(5) Der maßgebliche Nutzungsfaktor bei berücksichtigungspflichtigen Grundstücken, die 

nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise (§ 6 Abs. 3 Nr. 6) 
nutzbar sind oder innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt 
werden, beträgt 0,5. 

 
§ 8 

Grundstück an mehreren Erschließungsanlagen 
 
(1) Grundstücke, die durch mehrere beitragsfähige Erschließungsanlagen i. S. von § 127 

Abs. 2 Nr. 1 BauGB erschlossen werden, sind zu jeder Erschließungsanlage 
beitragspflichtig. 

 
(2) Sind solche Grundstücke nach den Festsetzungen eines Bebauungsplanes nur für 

Wohnzwecke bestimmt oder werden sie außerhalb von Bebauungsplangebieten nur für 
Wohnzwecke genutzt, so wird die nach § 6 Abs. 3 i. V. mit § 7 ermittelte und bei der 
Verteilung nach § 6 Abs. 2 zu berücksichtigende Nutzfläche bei jeder der 
beitragsfähigen Erschließungsanlagen nur zu 2/3 in Ansatz gebracht. Ist die nach § 6 
Abs. 3 festgestellte Grundstücksfläche des berücksichtigungspflichtigen Grundstücks 
größer als 900 qm, so beschränkt sich diese Regelung auf die Teilfläche von 900 qm 
Grundstücksfläche. 

 
(3) Die vorstehende Regelung gilt nicht, wenn 
 

1. für das Grundstück § 7 Abs. 4 Nr. 1 oder Nr. 2 anzuwenden ist; 
 
2. Erschließungsbeiträge für die weitere Erschließungsanlage i. S. von § 127 Abs. 2 

BauGB nach geltendem Recht nicht erhoben worden sind und auch künftig nicht 
erhoben werden. 

 
Absatz 2 findet ebenfalls keine Anwendung bei bereits rechtskräftig abgerechneten 
Erschließungsanlagen. 

 
(4) Werden Grundstücke durch Wohnwege (§ 127 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) oder durch 

Grünanlagen (§ 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB) mehrfach erschlossen, so wird die nach § 6 
Abs. 3 i. V. mit § 7 ermittelte und bei der Verteilung nach § 6 Abs. 2 zu 
berücksichtigende Nutzfläche bei der Abrechnung jedes Wohnweges bzw. jeder 
Grünanlage nur zu 2/3 in Ansatz gebracht. 

 
§ 9 

Kostenspaltung 
 
Ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge kann der Erschließungsbeitrag erhoben 
werden für 
 
a) den Erwerb oder die Bereitstellung der Erschließungsflächen, 
 
b) die Freilegung der Erschließungsflächen, 
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c) die Herstellung der Straßen und Wege ohne Rad- oder Gehwege und ohne 
Entwässerungs- und Beleuchtungseinrichtungen, 

 
d) die Herstellung der Gehwege oder eines von ihnen, 
 
e) die Herstellung der Radwege oder eines von ihnen, 
 
f) die Herstellung der Entwässerungseinrichtungen, 
 
g) die Herstellung der Beleuchtungseinrichtungen, 
 
h) die Herstellung der Grünanlagen. 
 

§ 10 
Merkmale der endgültigen Herstellung von Erschließungsanlagen 

 
(1) Straßen, Wege und Plätze, Fußwege und Wohnwege sowie Sammelstraßen sind 

endgültig hergestellt, wenn 
 

a) die Stadt Eigentümerin dieser Flächen ist und 
 
b) die Beleuchtungs- und Entwässerungseinrichtungen vorhanden sind und 
 
c) sie an eine dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straße angeschlossen sind. 

 
Dabei sind hergestellt: 
 
a) die Fahrbahn, wenn sie einen Unterbau und eine Decke aus Asphalt, Teer, Beton, 

Pflaster oder einem ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweise aufweist, 
 
b) die Gehwege und Radwege sowie die mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren 

Verkehrsanlagen, wenn sie eine Befestigung mit Platten, Pflaster, Asphalt, Teer, 
Beton oder einem ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweise mit dem technisch 
notwendigen Unterbau erhalten haben, 

 
c) die sowohl dem Fahrverkehr als auch dem Fußgängerverkehr dienenden 

Verkehrsflächen (Mischflächen), wenn sie eine oder mehrere der in a) und b) 
aufgeführten Befestigungsarten aufweisen, 

 
d) die Entwässerungsanlagen, wenn die Straßenrinnen, die Straßenabläufe und die zur 

Aufnahme des Wassers erforderlichen Leitungen sowie die Anschlüsse an bereits 
bestehenden Entwässerungseinrichtungen gebaut sind, 

 
e) die Beleuchtungseinrichtungen, wenn eine der Größe der Anlage und den örtlichen 

Verhältnissen angepasste Anzahl von Beleuchtungskörpern hergestellt ist. 
 

(2) Parkplatz- und Grünflächen sind endgültig hergestellt, wenn die Stadt Eigentümerin 
dieser Flächen ist und 

 
a) die Parkplatzflächen, die in Abs. 1 S. 2 b), d) und e) aufgeführten 

Herstellungsmerkmale aufweisen, 
 
b) die Grünflächen gärtnerisch gestaltet sind. 
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(3) Der Rat kann im Einzelfall die Bestandteile und Herstellungsmerkmale einer 
Erschließungsanlage abweichend von Abs. 1 und 2 durch Sondersatzung festlegen. 

 
§ 11 

Immissionsschutzanlagen 
 
Art, Umfang und Herstellungsmerkmale von Anlagen gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 7 werden durch 
ergänzende Satzung im Einzelfall geregelt. 
 

§ 12 
Vorausleistungen auf den Erschließungsbeitrag 

 
(1) Für ein Grundstück, für das eine Beitragspflicht noch nicht oder nicht in vollem Umfang 

entstanden ist, kann die Stadt Gifhorn Vorausleistungen auf den Erschließungsbeitrag 
bis zur Höhe des voraussichtlichen endgültigen Erschließungsbeitrags verlangen, wenn 
ein Bauvorhaben auf dem Grundstück genehmigt wird oder wenn mit der Herstellung der 
Erschließungsanlage begonnen worden ist und die endgültige Herstellung der 
Erschließungsanlage innerhalb von vier Jahren zu erwarten ist. 

 
(2) Die Vorausleistung ist mit der endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch wenn der 

Vorausleistende nicht beitragspflichtig ist. 
 

§ 13 
Entstehung der Beitragspflicht 

 
(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlage 

(§ 133 Abs. 2 BauGB). 
 
(2) In den Fällen einer Kostenspaltung entsteht die Beitragspflicht mit Abschluss der 

Maßnahme, deren Aufwand durch den Teilbetrag gedeckt werden soll, und dem 
Kostenspaltungsbeschluss. 

 
(3) Bei der Abrechnung von bestimmten Abschnitten einer Erschließungsanlage entsteht die 

Beitragspflicht mit der endgültigen Herstellung der Abschnittsmaßnahme und dem 
Abschnittsbildungsbeschluss. 

 
§ 14 

Beitragspflichtige 
 
(1) Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides 

Eigentümer des Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so 
ist der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers beitragspflichtig. Mehrere 
Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die 
einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil 
beitragspflichtig. 

 
(2) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, im Falle des Abs. 1 Satz 2 auf 

dem Erbbaurecht, im Falle des Abs. 1 Satz 3 auf dem Wohnungs- oder dem 
Teileigentum. 
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§ 15 
Fälligkeit 

 
Die nach dieser Satzung durch Beitragsbescheid festgesetzten Beiträge und 
Vorausleistungen werden einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig. 
 

§ 16 
Ablösung des Erschließungsbeitrages 

 
In den Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung des 
Erschließungsbeitrages durch Vertrag vereinbart werden. 
 
Der Ablösungsbetrag bestimmt sich nach der Höhe des voraussichtlich entstehenden 
Beitrages. Dabei ist der entstehende Erschließungsaufwand anhand von 
Kostenvoranschlägen oder, falls noch nicht vorhanden, anhand der Kosten vergleichbarer 
Anlagen zu veranschlagen und nach den Vorschriften dieser Satzung auf die durch die 
Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke zu verteilen. 
 
Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird 
die Beitragspflicht endgültig abgegolten. 
 

 
§ 17 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.10.2007 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt Gifhorn 
über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen vom 30.08.1988 in der Fassung der 
1. Änderungssatzung vom 06.01.1993 außer Kraft. 
 
Gifhorn, den 2. Juli 2007 
 

STADT   GIFHORN 
 
Birth 
Bürgermeister 
 

Satzung der Stadt Gifhorn 
über die Erhebung von Beiträgen für straßenbauliche Maßnahmen  

nach § 6 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes  
(Straßenausbaubeitragssatzung = ABS) 

 
Aufgrund der §§ 6 und 83 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) und des § 6 des 
Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) hat der Rat der Stadt Gifhorn in 
seiner Sitzung am 02.07.2007 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
Die Stadt Gifhorn erhebt - sofern Erschließungsbeiträge nicht erhoben werden können - zur 
Deckung ihres Aufwandes für die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung 
(Ausbau) ihrer öffentlichen Straßen, Wege und Plätze (öffentliche Einrichtungen)                   
- insgesamt, in Abschnitten oder Teilen - nach Maßgabe dieser Satzung Beiträge von den 
Grundstückseigentümern, denen die Möglichkeit der Inanspruchnahme dieser öffentlichen 
Einrichtung besondere wirtschaftliche Vorteile bietet (Beitragspflichtige). 
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§ 2 
Umfang des beitragsfähigen Aufwandes 

 
(1) Zum beitragsfähigen Aufwand gehören die Kosten für 
 

1. den Erwerb (einschließlich aufstehender Bauten und Erwerbsnebenkosten) der für 
die Herstellung, Erweiterung und Verbesserung der öffentlichen Einrichtung 
benötigten Grundflächen; dazu gehört auch der Wert der von der Stadt Gifhorn 
hierfür aus ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen im Zeitpunkt der Bereitstellung, 

 
2. die Freilegung der Fläche, 
 
3. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der Fahrbahn mit 

Unterbau und Decke sowie für notwendige Erhöhungen und Vertiefungen 
einschließlich der Anschlüsse an andere Straßen sowie Aufwendungen und 
Ersatzleistungen wegen Veränderung des Straßenniveaus, 

 
4. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung von Wegen, Plätzen 

und Fußgängerzonen in entsprechender Anwendung von Ziffer 3, 
 
5. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung von 
 

a) Randsteinen und Schrammborden, 
 
b) Rad- und Gehwegen, 
 
c) Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, 
 
d) Beleuchtungseinrichtungen, 
 
e) Rinnen und anderen Einrichtungen für die Oberflächenentwässerung der 

öffentlichen Einrichtung, 
 
f) Böschungen, Schutz- und Stützmauern, 
 
g) Parkflächen (auch Standspuren, Busbuchten und Bushaltestellen) und 

Grünanlagen, soweit sie Bestandteil der öffentlichen Einrichtung sind, 
 
h) niveaugleichen Mischflächen, 
 

6. die Beauftragung Dritter mit der Planung und Bauleitung sowie Verwaltungskosten, 
die ausschließlich der Maßnahme zuzurechnen sind. 

 
(2) Die Stadt Gifhorn kann im Einzelfall durch ergänzende Satzung bestimmen, dass über 

die genannten Kosten hinaus weitere genau bezeichnete Kosten zum beitragsfähigen 
Aufwand gehören. 

 
§ 3 

Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes 
 
(1) Die Stadt Gifhorn ermittelt den beitragsfähigen Aufwand jeweils für die einzelne 

öffentliche Einrichtung. Sie kann den Aufwand hiervon abweichend auch für bestimmte 
Teile einer öffentlichen Einrichtung (Aufwandsspaltung) oder für selbstständig nutzbare 
Abschnitte einer öffentlichen Einrichtung (Abschnittsbildung) ermitteln oder bei der 
Aufwandsermittlung mehrere öffentliche Einrichtungen oder deren Abschnitte zu einer 
Abrechnungseinheit zusammenfassen. 
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(2) Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt. 
 
(3) Der Aufwand für 
 

a) Böschungen, Schutz- und Stützmauern, 
 
b) Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, 
 
c) Ersatzleistungen wegen Veränderung des Straßenniveaus, 
 
wird den Kosten der Fahrbahn zugerechnet. 

 
§ 4 

Anteil der Stadt Gifhorn und der Beitragspflichtigen am beitragsfähigen Aufwand 
 

(1) Die Stadt Gifhorn trägt zur Abgeltung des öffentlichen Interesses von dem 
beitragsfähigen Aufwand den Teil, der auf die Inanspruchnahme der öffentlichen 
Einrichtung durch die Allgemeinheit oder die Gemeinde entfällt. Den übrigen Teil des 
Aufwandes haben die Beitragspflichtigen zu tragen. 

 
(2) Der Anteil der Beitragspflichtigen am Aufwand beträgt 
 

1. bei öffentlichen Einrichtungen, die überwiegend dem Anliegerverkehr 
dienen sowie bei verkehrsberuhigten Wohnstraßen 

 
75 v. H. 

   
2. bei öffentlichen Einrichtungen mit starkem innerörtlichen Verkehr  
   

a) für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen 
sowie Böschungen, Schutz- und Stützmauern, Busbuchten und 
Bushaltestellen auch innerhalb Parkstreifen 

 
 
40 v. H. 

   
b) für Randsteine und Schrammborde, Rad- und Gehwege – auch in 

kombinierter Form – sowie Grünanlagen als Bestandteil der 
öffentlichen Einrichtung 

 
 
60 v. H. 

   
c) für Beleuchtungseinrichtungen sowie für Rinnen und andere 

Einrichtungen der Oberflächenentwässerung 
 
50 v. H. 

   
d) für Parkflächen (auch Standspuren) mit Ausnahme der Busbuchten 

und Bushaltestellen 
 
70 v. H. 

   
e) für niveaugleiche Mischflächen 50 v. H. 
   

3. bei öffentlichen Einrichtungen, die überwiegend dem 
Durchgangsverkehr dienen 

 

   
a) für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen 

sowie Böschungen, Schutz- und Stützmauern, Busbuchten und 
Bushaltestellen auch innerhalb der Parkstreifen 

 
 
30 v. H. 

   
b) für Randsteine und Schrammborde, für Rad- und Gehwege - auch in 

kombinierter Form - sowie für Grünanlagen als Bestandteil der 
öffentlichen Einrichtung 

 
 
50 v. H. 
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c) für Beleuchtungseinrichtungen sowie für Rinnen und andere 
Einrichtungen der Oberflächenentwässerung 

 
40 v. H. 

   
d) für Parkflächen (auch Standspuren) mit Ausnahme der Busbuchten 

und Bushaltestellen 
 
60 v. H. 

   
4. bei Gemeindestraßen im Sinne von § 47 Nr. 3 NStrG (Wirtschaftswege; 

nicht befahrbare Wohnwege) 
 
75 v. H. 

   
5. bei Fußgängerzonen 50 v. H. 
   

(3) Zuschüsse Dritter sind, soweit der Zuschussgeber nichts anderes bestimmt hat, 
zunächst zur Deckung des Anteils der Stadt Gifhorn zu verwenden. 

 
(4) Die Stadt Gifhorn kann im Einzelfall durch ergänzende Satzung von den Anteilen nach 

Absatz 2 abweichen, wenn wichtige Gründe für eine andere Vorteilsbemessung 
sprechen. 

 
§ 5 

Abrechnungsgebiet 
 

Die Grundstücke, von denen aus die öffentliche Einrichtung, ein Abschnitt davon oder 
mehrere zur Abrechnungseinheit zusammengefasste öffentliche Einrichtungen in Anspruch 
genommen werden können, bilden das Abrechnungsgebiet. 
 

§ 6 
Verteilung des umlagefähigen Ausbauaufwandes 

 
(1) Der umlagefähige Ausbauaufwand wird auf die Grundstücke verteilt, von denen aus die 

Möglichkeit der Inanspruchnahme der ausgebauten öffentlichen Einrichtung oder eines 
bestimmten Abschnitts von ihr besteht (berücksichtigungsfähige Grundstücke). Die 
Verteilung des Aufwandes auf diese Grundstücke erfolgt im Verhältnis der Nutzflächen, 
die sich für diese Grundstücke aus der Vervielfachung der maßgeblichen 
Grundstücksfläche mit dem nach §§ 7 und 8 maßgeblichen Nutzungsfaktor ergeben. 

 
(2) Als Grundstücksfläche gilt grundsätzlich der Flächeninhalt des Grundstücks im 

bürgerlich-rechtlichen Sinn. 
 
(3) Als Grundstücksfläche gilt bei Grundstücken mit baulicher oder gewerblicher Nutzung, 
 

a) die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und mit 
der Restfläche innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen, die 
Gesamtfläche des Grundstückes, 

 
b) die über die Grenzen des Bebauungsplanes in den Außenbereich hinausreichen, die 

Fläche im Bereich des Bebauungsplanes, 
 
c) die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen, und bei 

Grundstücken, die über die Grenzen einer solchen Satzung in den Außenbereich 
hinausreichen, die Fläche im Satzungsbereich, 

 
d) für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht, 
 

aa) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 
BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstückes, 
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bb) wenn sie an die öffentliche Einrichtung angrenzen und mit der Fläche teilweise 
im Innenbereich (§ 34 Abs. 1 BauGB) und teilweise im Außenbereich (§ 35 
BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstückes, höchstens jedoch die 
Fläche zwischen der öffentlichen Einrichtung und einer Linie, die in einem 
gleichmäßigen Abstand von 50 m dazu verläuft; wenn das Grundstück nicht an 
die öffentliche Einrichtung angrenzt oder lediglich durch einen dem Grundstück 
dienenden Weg mit dieser verbunden ist, die Fläche zwischen der, der 
öffentlichen Einrichtung zugewandten Grundstücksseite und einer Linie, die in 
einem gleichmäßigen Abstand von 50 m dazu verläuft. 

 
e) Wenn das Grundstück über die sich nach Buchst. b), c) und d) bb) ergebenden 

Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich genutzt ist, die Fläche  zwischen der 
öffentlichen Einrichtung oder der, der öffentlichen Einrichtung zugewandten 
Grundstücksseite und einer Linie, die im gleichmäßigen Abstand verläuft, die der 
übergreifenden Bebauung oder übergreifenden gewerblichen Nutzung entspricht. 

 
f)  Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung zur öffentlichen 

Einrichtung herstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe 
unberücksichtigt. 

 
(4) Als Grundstücksfläche gilt bei Grundstücken mit sonstiger Nutzung, die 
 

a) nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind (z. B. 
Friedhöfe, Sport- und Freizeitplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder innerhalb 
eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles so genutzt werden oder 

 
b) ganz oder teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen 

entsprechender Festsetzung in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise (z. B. 
landwirtschaftlich) nutzbar sind, 

 
die Gesamtfläche des Grundstückes oder die Teilfläche des Grundstückes, die von Abs. 
3 nicht erfasst wird. 

 
§ 7 

Nutzungsfaktoren für Baulandgrundstücke (§ 6 Abs. 3) 
 

(1) Der maßgebliche Nutzungsfaktor bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, die 
baulich oder gewerblich nutzbar sind, wird durch die Zahl der Vollgeschosse bestimmt. 

 
Dabei gelten als Vollgeschoss alle Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften 
Vollgeschosse sind. Kirchengebäude werden stets als eingeschossige Gebäude 
behandelt. 
Besteht im Einzelfall wegen der Besonderheiten des Bauwerkes in ihm kein Vollgeschoss 
i. S. der Landesbauordnung, so werden bei gewerblich oder industriell genutzten 
Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei allen in anderer Weise baulich genutzten 
Grundstücken je angefangene 2,20 m Höhe des Bauwerkes (Traufhöhe) als ein 
Vollgeschoss gerechnet. 
 

(2) Der Nutzungsfaktor beträgt bei einem Vollgeschoss 1,0 und erhöht sich je weiteres 
Vollgeschoss um 0,25. 

 
(3) Als Zahl der Vollgeschosse gilt bei Grundstücken, 
 

1. die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen (§ 6 Abs. 
3 a) und b)), 
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a) die darin festgesetzte Zahl der zulässigen Vollgeschosse, 
 
b) für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Höhe der 

baulichen Anlagen festgesetzt ist, in Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten 
i. S. von § 11 BauNVO die durch 3,5 und in allen anderen Baugebieten die durch 
2,2 geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe (Traufhöhe) auf ganze Zahlen 
aufgerundet, 

 
c) für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe der 

baulichen Anlagen sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, die durch 3,5 
geteilte höchstzulässige Baumassenzahl auf ganze Zahlen aufgerundet, 

 
d) auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, die Zahl von 

einem Vollgeschoss je Parkebene, 
 
e) für die im Bebauungsplan gewerbliche oder industrielle Nutzung ohne Bebauung 

festgesetzt ist, die Zahl von einem Vollgeschoss, 
 
f) für die in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe 

der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl bestimmt ist, der in der näheren 
Umgebung überwiegend festgesetzte und/oder tatsächlich vorhandene (§ 34 
BauGB) Berechnungswert nach den Buchstaben a) bis c), 

 
2. auf denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nr. 1 a) bzw. d) bis f) oder die Höhe der 

baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl nach Nr. 1 b) bzw. c) überschritten wird, 
die tatsächlich vorhandene Zahl der Vollgeschosse bzw. die sich nach der tatsächlich 
vorhandenen Bebauung ergebenden Berechnungswerte nach Nr. 1 b) bzw. c), 

 
3. für die kein Bebauungsplan besteht, die aber ganz oder teilweise innerhalb des im 

Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen (§ 6 Abs. 3 Nr. 3 und 4), wenn sie 
 

a) bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, 
 
b) unbebaut sind, die Zahl der in der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen 

Vollgeschosse. 
 
(4) Der sich aus Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 3 ergebende Nutzungsfaktor wird 

vervielfacht mit 
 

1. 1,5 wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden (§ 34 BauGB) 
oder durch Bebauungsplan ausgewiesenen Wohngebietes (§ 3, § 4 und § 4 a 
BauNVO), Dorfgebietes (§ 5 BauNVO) oder Mischgebietes (§ 6 BauNVO) oder ohne 
ausdrückliche Gebietsfestsetzung innerhalb eines Bebauungsplangebietes 
überwiegend gewerblich oder überwiegend in einer der gewerblichen Nutzung 
ähnlichen Weise (z. B. Verwaltungs-, Schul-, Post- und Bahnhofsgebäude, Praxen für 
freie Berufe) genutzt wird, 

 
2. 2,0 wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden (§ 34 BauGB) 

oder durch Bebauungsplan ausgewiesenen Kerngebietes (§ 7 BauNVO), 
Gewerbegebietes (§ 8 BauNVO), Industriegebietes (§ 9 BauNVO) oder 
Sondergebietes (§ 11 BauNVO) liegt. 
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§ 8 
Nutzungsfaktoren für Grundstücke mit sonstiger Nutzung 

 
(1) Für die Flächen nach § 6 Abs. 4 gelten als Nutzungsfaktoren bei Grundstücken, die 
 

1. aufgrund entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nicht baulich oder 
gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind (z. B. Friedhöfe, Sport- 
und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder innerhalb des im Zusammenhang 
bebauten Ortsteils so genutzt werden 0,5 

 
2. im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen entsprechender Festsetzungen in 

einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind (z. B. landwirtschaftliche 
Nutzung), wenn 

 
a) sie ohne Bebauung sind, bei 
 
 aa) Waldbestand oder wirtschaftlich nutzbaren Wasserflächen 0,0167 
 
 bb) Nutzung als Grünland, Ackerland oder Gartenland 0,0333 
 
 cc) gewerblicher Nutzung (z. B. Bodenabbau) 1,0 
 
b) sie nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise genutzt 

werden (z. B. Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, Dauerkleingärten, Campingplätze 
ohne Bebauung) 0,5 

 
c) auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschaftliche Hofstellen oder landwirtschaftliche 

Nebengebäude (z. B. Feldscheunen) vorhanden sind, für eine Teilfläche, die sich 
rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch die 
Grundflächenzahl 0,2 ergibt 1,0 

 
 mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und jedes weitere tatsächlich 

vorhandene Vollgeschoss; für die Restfläche gilt Buchstabe a) 
 
d) sie als Campingplatz genutzt werden und eine Bebauung besteht, für eine 

Teilfläche, die sich rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt 
durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt 1,0 

 
 mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und jedes weitere tatsächlich 

vorhandene Vollgeschoss; für die Restfläche gilt Buchstabe a) 
 
e) sie gewerblich genutzt und bebaut sind, für eine Teilfläche die sich rechnerisch 

aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2 
ergibt 1,5 

 
 mit Zuschlägen von je 0,375 für das zweite und jedes weitere tatsächlich 

vorhandene Vollgeschoss; für die Restfläche gilt Buchstabe a) 
 
f) sie ganz oder teilweise im Geltungsbereich einer Satzung nach § 35 Abs. 6 

BauGB liegen, für die von der Satzung erfassten Teilflächen 
 

aa) mit Baulichkeiten, die Handwerks- oder Gewerbebetrieben dienen 
  1,5 
 

 mit Zuschlägen von je 0,375 für das zweite und jedes weitere tatsächlich 
vorhandene Vollgeschoss 
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bb) mit sonstigen Baulichkeiten oder ohne Bebauung 1,0 
 
 mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und jedes weitere tatsächlich 

vorhandene Vollgeschoss 
 
für die Restfläche gilt Buchstabe a). 

 
(2) Die Bestimmung des Vollgeschosses richtet sich nach § 7 Abs. 1. 
 

§ 9 
Aufwandsspaltung 

 
Ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge kann der Straßenausbaubeitrag selbstständig 
erhoben werden für 
 
1. den Grunderwerb der öffentlichen Einrichtung, 
 
2. die Freilegung der öffentlichen Einrichtung, 
 
3. den Ausbau der Fahrbahnen mit oder ohne Randsteinen oder Schrammborden, 
 
4. den Ausbau der Radwege, mit oder ohne Randsteinen oder Schrammborden, 
 
5. den Ausbau der Gehwege, mit oder ohne Randsteinen oder Schrammborden, 
 
6. den Ausbau kombinierter Rad- und Gehwege, mit oder ohne Randsteinen oder 

Schrammborden, 
 
7. den Ausbau von niveaugleichen Mischflächen, 
 
8. den Ausbau der Oberflächenentwässerung der öffentlichen Einrichtung, 
 
9. den Ausbau der Beleuchtung der öffentlichen Einrichtung, 
 
10. den Ausbau der Parkflächen, 
 
11. den Ausbau der Grünflächen. 
 

§ 10 
Entstehung der Beitragspflicht 

 
(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der Beendigung der beitragsfähigen Maßnahme. 
 
(2) In den Fällen der Aufwandsspaltung entsteht die Beitragspflicht mit der Beendigung der 

Teilmaßnahme und dem Aufwandsspaltungsbeschluss. 
 
(3) Bei der Abrechnung selbstständig nutzbarer Abschnitte entsteht die Beitragspflicht mit 

der Beendigung der Abschnittsmaßnahme und dem Abschnittsbildungsbeschluss. 
 
(4) Die beitragsfähigen Maßnahmen sind erst beendet, wenn die technischen Arbeiten 

entsprechend dem von der Stadt Gifhorn aufgestellten Bauprogramm fertiggestellt sind, 
der Aufwand berechenbar ist und in den Fällen der Absätze 1 bis 3 die erforderlichen 
Grundflächen im Eigentum der Stadt Gifhorn stehen. 
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§ 11 
Vorausleistungen 

 
Sobald mit der Durchführung der Bauarbeiten begonnen worden ist, kann die Stadt Gifhorn 
angemessene Vorausleistungen bis zur Höhe des voraussichtlichen Beitrages erheben. 
 

§ 12 
Beitragspflichtige 

 
(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides 

Eigentümer des Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, ist 
anstelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Mehrere 
Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die 
einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil 
beitragspflichtig. 

 
(2) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück und im Fall des Abs. 1 Satz 2 

auf dem Erbbaurecht. 
 

§ 13 
Beitragsbescheid 

 
Der Beitrag, der auf den einzelnen Beitragspflichtigen entfällt, wird durch schriftlichen 
Bescheid festgesetzt. 
 

§ 14 
Fälligkeit 

 
Die nach dieser Satzung erhobenen Beiträge und Vorausleistungen werden einen Monat 
nach der Bekanntgabe des Bescheides fällig. 
 

§ 15 
Ablösung 

 
Solange die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann ihre Ablösung durch Vertrag 
vereinbart werden. Der Ablösungsbetrag bestimmt sich nach der Höhe des voraussichtlich 
entstehenden Beitrages. Dabei ist der für die Ausbaumaßnahme entstehende 
Ausbauaufwand anhand von Kostenvoranschlägen oder – falls solche noch nicht vorliegen – 
anhand der Kosten vergleichbarer Ausbaumaßnahmen zu ermitteln und nach den 
Vorschriften dieser Satzung auf die vorteilhabenden Grundstücke zu verteilen. Mit der 
Zahlung des Ablösungsbetrages wird die Beitragspflicht für die betreffende 
Ausbaumaßnahme endgültig abgegolten. 
 

§ 16 
Besondere Zufahrten 

 
(1) Mehrkosten für zusätzliche oder stärker auszubauende Grundstückszufahrten im 

öffentlichen Verkehrsraum sind keine beitragsfähigen Aufwendungen im Sinne des § 2; 
auf ihre Anlegung durch die Stadt Gifhorn besteht kein Rechtsanspruch. 

 
(2) Die besonderen Zufahrten können auf Antrag des Grundstückseigentümers oder des 

Erbbauberechtigten – vorbehaltlich der aufgrund anderer gesetzlicher Vorschriften 
erforderlichen Genehmigungen – auf dessen Rechnung erstellt werden, sofern die 
bestehenden oder zu erwartenden Verkehrsverhältnisse dies zulassen. 
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§ 17 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.10.2007 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Straßenausbau-
beitragssatzung vom 17.06.1991 außer Kraft. 
 
Gifhorn, den 2. Juli 2007 
 

STADT  GIFHORN 
 
Birth 
Bürgermeister 
 
Bekanntmachung 
 
der Stadt Wittingen 
 
Der Rat der Stadt Wittingen hat mit Beschluss vom 11.07.2007 den Bebauungsplan Nr. 1 
„Vor dem Bahnhof“, 2. Änderung in der Ortschaft Zasenbeck, als Satzung gemäß § 10 
BauGB beschlossen.  
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird der Bebauungsplan bekannt gemacht. 
 
Die Lage und der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergeben sich aus 
anliegender Übersichtskarte.2 
 
Jedermann kann den Bebauungsplan und die Begründung während der Sprechstunden im 
Rathaus der Stadt Wittingen einsehen und über den Inhalt Auskunft verlangen. 
 
Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften sowie Mängel der Abwägung sind unbeachtlich, wenn sie nicht 
innerhalb von einem Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde 
geltend gemacht worden ist. Dabei ist der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel 
begründen soll, darzulegen (§ 215 Abs. 1 BauGB). 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die 
fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine 
bisher zulässige Nutzung durch diesen Bebauungsplan und über das Erlöschen von 
Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. 
 
Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 
 
Wittingen, den 06.08.2007 
 
Ridder 
Bürgermeister     (L. S.) 
 

                                                 
2 abgedruckt auf Seite 529 dieses Amtsblattes 
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BEKANNTMACHUNG 
 
der Samtgemeinde Brome 
 
Die am 19.04.2007 vom Rat der Samtgemeinde Brome beschlossene 28. Änderung des 
Flächennutzungsplanes ist am 30.05.2007 dem Landkreis Gifhorn zur Genehmigung 
vorgelegt worden. 
 
Der Landkreis Gifhorn hat mit Verfügung vom 23.07.2007, Az.: 61/6121-02/40/28, die 
Genehmigung gem. § 6 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) erteilt.  
 
Gemäß § 6 Abs. 5 BauGB wird die Änderung des Flächennutzungsplanes bekannt gemacht. 
 
Die Planunterlagen mit Begründung sowie der zusammenfassenden Erklärung liegen 
während der Sprechstunden der Verwaltung im Rathaus der Samtgemeinde zu jedermanns 
Einsicht aus. 
 
Über den Inhalt der 28. Flächennutzungsplanänderung wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 
 
Die Lage und der räumliche Geltungsbereich der 28. Änderung des Flächennutzungsplanes 
ergeben sich aus anliegender Übersichtskarte.3 
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der in § 214 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und Abs. 3 Satz 2 BauGB genannten Vorschriften unbeachtlich ist, wenn 
die Verletzung der Vorschriften nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Samtgemeinde Brome geltend gemacht worden ist; der 
Sachverhalt, der die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften oder den Mangel der 
Abwägung begründen soll, ist darzulegen. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB über die Geltendmachung etwaiger 
Entschädigungsansprüche nach den §§ 39 bis 42 BauGB und des § 44 Abs. 4 BauGB über 
das Erlöschen der Entschädigungsansprüche bei nicht fristgemäßer Geltendmachung wird 
hingewiesen. 
 
Die 28. Änderung des Flächennutzungsplanes wird mit dieser Bekanntmachung wirksam. 
 
Bammel 
Samtgemeindebürgermeister  (L. S.) 
 
BEKANNTMACHUNG 
 
der Gemeinde Tiddische 
 
Der Rat der Gemeinde hat am 13.02.2007 den Bebauungsplan „An der Pappel II“ im Ortsteil 
Tiddische als Satzung beschlossen (§ 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)). 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird der Bebauungsplan bekannt gemacht. 
 
Die Planunterlagen mit Begründung liegen während der Sprechstunden der Verwaltung im 
Gemeindebüro zu jedermanns Einsicht aus. 
 
Die Lage und der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergeben sich aus 
anliegenden Übersichtskarten.4 

                                                 
3 abgedruckt auf Seite 530 dieses Amtsblattes 
4 abgedruckt auf Seite 531 bis Seite 532 dieses Amtsblattes 
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Über den Inhalt des Bebauungsplanes wird auf Verlangen Auskunft erteilt.  
 
Gem. § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der in § 214 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3, Abs. 2 und Abs. 3, Satz 2 BauGB genannten Vorschriften unbeachtlich ist, 
wenn die Verletzung der Vorschriften nicht innerhalb von einem Jahr seit Bekanntmachung 
des oben genannten Bebauungsplanes schriftlich gegenüber der Gemeinde Tiddische 
geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung der Verfahrens- und 
Formvorschriften oder den Mangel der Abwägung begründen soll, ist darzulegen. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Geltendmachung etwaiger 
Entschädigungsansprüche nach den §§ 39 bis 42 BauGB und des § 44 Abs. 4 BauGB über 
das Erlöschen der Entschädigungsansprüche bei nicht fristgemäßer Geltendmachung wird 
hingewiesen. 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der oben genannte Bebauungsplan in Kraft. 
 
Bartels 
Bürgermeister     (L. S.) 
 

Satzung über Aufwands-, Verdienstausfall- und  
Auslagenentschädigung für Ratsmitglieder, Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte  

sowie ehrenamtlich tätige Personen  
in der Gemeinde Hankensbüttel 

 
Aufgrund der §§ 6, 29 und 39 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat 
der Gemeinde Hankensbüttel in seiner Sitzung am 08.05.2007 folgende Satzung 
beschlossen: 
 

§ 1 Allgemeines 
 

(1) Tätigkeit für die Gemeinde wird grundsätzlich unentgeltlich geleistet. Anspruch auf 
Erstattung von Verdienstausfall, Auslagen, Kinderbetreuungsaufwendungen und eines 
Pauschalstundensatzes für ausschließliche Haushaltsführung besteht im Rahmen der 
Höchstbeträge nach dieser Satzung.  

 
(2) Eine monatliche Aufwandsentschädigung wird jeweils für einen vollen Monat im Voraus 

gezahlt, auch dann, wenn die Empfängerin oder der Empfänger das Amt nur für einen 
Teil des Monats innehat. Ist die Empfängerin oder der Empfänger einer 
Aufwandsentschädigung länger als zwei Monate an der Ausübung ihrer oder seiner 
ehrenamtlichen Tätigkeit verhindert, ermäßigt sich ihre oder seine 
Aufwandsentschädigung für die über zwei Monate hinausgehende Zeit auf 50 %. Vom 
gleichen Zeitpunkt an erhält die Vertreterin oder der Vertreter 75 % der 
Aufwandsentschädigung der oder des Vertretenen. Die bisherige 
Aufwandsentschädigung der Vertreterin oder des Vertreters entfällt für diesen 
Zeitraum. 

 
Wird die Ausübung einer ehrenamtlichen Tätigkeit von einer Empfängerin oder einem 
Empfänger einer Aufwandsentschädigung endgültig beendet, so erhält die Vertreterin 
oder der Vertreter vom Beginn des nächsten Kalendermonats die Aufwandsentschä-
digung in voller Höhe. Die bisherige Aufwandsentschädigung der Vertreterin oder des 
Vertreters entfällt von diesem Zeitpunkt an. Ruht das Mandat, so wird keine Aufwands-
entschädigung gezahlt. 
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(3) Für eine Fahrtkostenentschädigung, die als monatlicher Durchschnittssatz gezahlt wird 
(pauschale Fahrtkostenentschädigung), gilt Absatz 2 Satz 1 entsprechend. Ist die 
Empfängerin oder der Empfänger einer pauschalen Fahrtkostenentschädigung an der 
Ausübung ihrer oder seiner ehrenamtlichen Tätigkeit vorübergehend verhindert, so 
entfällt die pauschale Fahrtkostenentschädigung von Beginn des folgenden und jeden 
weiteren Kalendermonats ihrer oder seiner Verhinderung. Für den gleichen Zeitraum 
erhält die Vertreterin oder der Vertreter die pauschale Fahrtkostenentschädigung der 
oder des Vertretenen unter Fortfall einer evtl. eigenen Fahrtkostenentschädigung. Bei 
Wiederaufnahme ihrer oder seiner ehrenamtlichen Tätigkeit erhält die oder der 
Vertretene seine pauschale Fahrtkostenentschädigung vom folgenden Monat an. 

 
Wird die Ausübung einer ehrenamtlichen Tätigkeit von einer Empfängerin oder einem 
Empfänger einer pauschalen Fahrtkostenentschädigung endgültig beendet, so erhält 
die Vertreterin oder der Vertreter vom Beginn des nächsten Kalendermonats die pau-
schale Fahrtkostenentschädigung in voller Höhe. Die bisherige Fahrtkostenentschä-
digung der Vertreterin oder des Vertreters entfällt von diesem Zeitpunkt an.  

 
 Ruht das Mandat, so wird keine Fahrtkostenentschädigung gezahlt. 
 

§ 2 Sitzungsgeld für Ratsmitglieder 
 

(1) Die Ratsfrauen und Ratsherren erhalten für die Teilnahme an Rats-, Ausschuss-, 
Gruppen- und Fraktionssitzungen eine Aufwandsentschädigung als Sitzungsgeld von 
20,00 € je Sitzung. 

 
Die Zahl der zu entschädigenden Fraktions- und Gruppensitzungen wird auf bis zu 
sechs Sitzungen pro Jahr begrenzt. Die Sitzungen sind durch schriftliche Einladungen 
und Teilnehmerlisten nachzuweisen. 

 
Sitzungsgeld wird auch für die Teilnahme an Verbandssitzungen und ähnlichen 
Veranstaltungen gezahlt, soweit die Verbände usw. kein Sitzungsgeld oder 
Aufwandsentschädigungen zahlen. 

 
Gleiches gilt für weitere Veranstaltungen, wie Besprechungen, Besichtigungen und 
repräsentative Anlässe, sofern die Teilnahme an diesen Veranstaltungen vom 
Gemeinderat oder dem Verwaltungsausschuss, in Eilfällen von der 
Bürgermeisterin/vom Bürgermeister genehmigt worden ist. Ausgenommen hiervon sind 
Vorbesprechungen von Rats-, Ausschuss- und Fraktionssitzungen sowie Sitzungen der 
Fraktions- und Gruppenvorstände. 

 
(2) Die Aufwandsentschädigung umfasst den Ersatz der notwendigen Auslagen mit Aus-

nahme der Fahrtkosten nach § 5 dieser Satzung, unbeschadet der Regelung über die 
Reisekosten in § 9. Sie umfasst nicht den Ersatz der Aufwendungen für eine Kinder-
betreuung. 

 
(3)  Dauert eine Sitzung länger als sechs Stunden, so kann auf besonderen Beschluss des 

Gemeinderates höchstens ein weiteres Sitzungsgeld gewährt werden. Eine Sitzung, die 
über 24.00 Uhr hinausgeht, zählt als Sitzung des Tages, an dem sie begonnen wurde. 
Für mehrere Sitzungen, gleich welcher Art, die an einem Tag stattfinden, wird für die 
zweite Sitzung die Hälfte des Sitzungsgeldes gezahlt. Weitere Sitzungsgelder für 
Sitzungen am gleichen Tag werden nicht gezahlt. 

 
(4) Wird ein Ratsmitglied während einer Ausschusssitzung von einem anderen Rats-

mitglied abgelöst, wird an die Beteiligten insgesamt ein Sitzungsgeld gezahlt. 
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§ 3 Sitzungsgeld für sonstige Mitglieder in Ratsausschüssen 
 

Nicht dem Rat angehörende Mitglieder von Ratsausschüssen erhalten ein Sitzungsgeld in 
Höhe von 20,00 €. § 2 Abs. 2 und 3 sowie § 5 dieser Satzung gelten entsprechend. 
 

§ 4 Zusätzliche Aufwandsentschädigungen 
 

(1) Neben den Beträgen nach § 2 dieser Satzung werden folgende zusätzliche 
Aufwandsentschädigungen gezahlt: 

 
 a) an die/den Bürgermeister/in     monatlich 345,00 €, 
 b) an die/den 1. Vertreterin/Vertreter  
     der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters    monatlich 105,00 €, 
 c) an die/den 2. Vertreterin/Vertreter  
     der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters    monatlich 105,00 €, 
 d) an die Fraktions- und Gruppenvorsitzenden   monatlich   30,00 €, 

 (sollte ein Ratsmitglied gleichzeitig Fraktions- und  
 Gruppenvorsitzende/r sein, erhält dieses nur einmal  
 30,00 €) 

 e) an die Beigeordneten      monatlich   20,00 €, 
 f) an die Ratsmitglieder      monatlich   10,00 €, 
 g) an die/den nebenamtliche/n Gemeindedirektor/in  monatlich 250,00 €, 
 h) an ihre/n/seine/n Vertreter/in    monatlich 126,00 €, 
 i)  Feldhüter/in       monatlich   90,00 €. 
 

 
§ 5 Fahrtkosten 

 
(1) Für Fahrten der Ratsmitglieder innerhalb des Gemeindegebietes werden bei 

Benutzung eines privaten Kraftfahrzeuges 0,30 € zuzüglich 0,02 € 
Mitnahmeentschädigung je gefahrenen Kilometer gezahlt.  

 
(2) Die Erstattung der Fahrtkosten nach Abs. 1 wird auf 50,00 € höchstens im Monat 

begrenzt.  
 
(3) Für Fahrten der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters innerhalb des Gemeindegebietes 

werden pauschal monatlich gezahlt: 
 
 für die/den Bürgermeister/in: 70,00 €, 
 für die/den 1. Vertreter/in: 25,00 €, 
 für die/den 2. Vertreter/in: 25,00 €. 
 
(4) Dienstreisen der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters sowie der Vertreterin/des 

Vertreters außerhalb des Gemeindegebietes werden nach den Sätzen des Abs. 1 
abgegolten.  

 
§ 6 Verdienstausfall 

 
(1) Anspruch auf Entschädigung für Verdienstausfall haben: 
 
 a) Ratsfrauen / Ratsherren, neben ihrer Aufwandsentschädigung, 
 b) Ehrenbeamtinnen oder Ehrenbeamte, soweit sie keine Aufwandsentschädigung 

erhalten, mit Ausnahme der in Spezialgesetzen (Brandschutzgesetz) geregelten 
besonderen Ansprüche, 

 c) sonstige ehrenamtlich tätige Personen auch nach spezialgesetzlichen Vorschriften. 
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(2) Unselbstständig Tätigen wird der notwendigerweise entstandene und nachgewiesene 
Verdienstausfall im Hauptberuf ersetzt. Der Ersatz des Verdienstausfalles wird für die 
versäumte Zeit in der regelmäßigen Arbeitszeit berechnet, sofern eine Freistellung von 
der Arbeit unter Fortzahlung ihrer Bezüge nicht zusteht. 

 
(3) Selbstständig Tätigen kann eine Verdienstausfallpauschale je Stunde an Werktagen 

von Montag bis Freitag für die Zeit von 07.30 bis 18.00 Uhr und an Samstagen von 
07.30 bis 13.00 Uhr gezahlt werden für notwendigerweise entstandenen und 
nachgewiesenen Verdienstausfall im Hauptberuf, die im Einzelfall auf der Grundlage 
des glaubhaft gemachten Einkommens festgesetzt wird. 

 
(4) Die Entschädigung für Verdienstausfall nach Abs. 2 und 3 wird auf höchstens 18,00 € 

je Stunde begrenzt. 
 
(5) Ratsmitglieder, Ehrenbeamte und sonstige ehrenamtlich Tätige 
 

- die einen Haushalt mit zwei oder mehr Personen führen, 
- die keinen Verdienstausfall nach den Abs. 2 und 3 geltend machen können und 
- denen im Bereich der Haushaltsführung ein Nachteil entsteht, der nur durch das 
  Nachholen versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen 
  werden kann, 
 
haben an Werktagen von Montag bis Freitag für die Zeit von 07.30 bis 18.00 Uhr und 
an Samstagen von 07.30 bis 13.00 Uhr einen Anspruch auf Zahlung eines 
Pauschalstundensatzes i. H. v. 10,00 €. Dieser ist ausgeschlossen, wenn die Kosten 
einer Hilfskraft als Verdienstausfall geltend gemacht werden. 
 

(6) Anspruchsberechtigte, die keine Ersatzansprüche nach Abs. 2, 3 und 5 geltend 
machen können, denen aber im beruflichen Bereich ein Nachteil entsteht, der in der 
Regel nur durch das Nachholen versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer 
Hilfskraft ausgeglichen werden kann, können einen Pauschalstundensatz in Höhe von 
13,00 € an Werktagen von Montag bis Freitag für die Zeit von 07.30 bis 18.00 Uhr und 
an Samstagen von 07.30 bis 13.00 Uhr erhalten. 

 
§ 7 Aufwendungen für Kinderbetreuung 

 
(1) Aufwendungen für Kinderbetreuung im Sinne dieser Satzung liegen vor, wenn für die 

Gemeinde Hankensbüttel ehrenamtlich tätige Personen, Ehrenbeamtinnen und Ehren-
beamte sowie Ratsfrauen und Ratsherren infolge ihrer Tätigkeit Vorkehrungen für die 
Betreuung von Kindern bis zur Vollendung des 12. Lebensjahres treffen müssen. Die 
Notwendigkeit besonderer Vorkehrungen wird angenommen, wenn der Familie/Wohn-
gemeinschaft des in Satz 1 genannten Personenkreises keine weiteren Personen 
angehören, die zur Betreuung der Kinder in der Lage sind und die Kinder nicht ander-
weitig, z. B. in Kindertagesstätten, betreut werden. 

 
(2) Anspruchsberechtigte erhalten auf Antrag die nachgewiesenen Aufwendungen für eine 

Kinderbetreuung bis zu einem Höchstbetrag von 6,00 € je Stunde. Der Höchstbetrag je 
Tag wird auf 18,00 € festgesetzt. 

 
§ 8 Auslagen 

 
(1) Für die Gemeinde ehrenamtlich tätige Personen haben Anspruch auf Ersatz ihrer 

nachgewiesenen Auslagen, soweit dieses durch Gesetz oder diese Satzung nicht 
ausgeschlossen ist. 

 
(2) Die Erstattung von Auslagen wird auf höchstens 20,00 € im Monat begrenzt. 
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(3) Aufwendungen für eine Kinderbetreuung werden hiervon nicht erfasst. 
 

§ 9 Reisekosten 
 

Für genehmigte Dienstreisen außerhalb des Gemeindegebietes erhalten Ratsmitglieder und 
ehrenamtlich tätige Personen Reisekostenvergütung und Übernachtungs- und Tagegeld 
nach den Bestimmungen des Bundesreisekostenrechts. 
 

§ 10 Funktionsbezeichnungen in weiblicher Form 
 

Funktionsbezeichnungen, die in dieser Satzung in männlicher Form bezeichnet sind, werden 
im amtlichen Sprachgebrauch in der jeweils zutreffenden weiblichen und männlichen 
Sprachform verwendet. 
 

§ 11 Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt rückwirkend am 01.11.2006 in Kraft 
Gleichzeitig tritt die Satzung vom 21.03.2002 außer Kraft. 
 
Hankensbüttel, 8. Mai 2007 
 
Gödecke 
Gemeindedirektor 
 

I. 
 

1. Nachtragshaushaltssatzung 
 

der Samtgemeinde Wesendorf für das Haushaltsjahr 2007 
 
Aufgrund des § 87 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat der 
Samtgemeinde Wesendorf in seiner Sitzung am 04.07.2007 folgende 
1. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2007 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Mit dem 1. Nachtragshaushaltsplan werden 
 
  erhöht vermindert und damit der  
  um um Gesamtbetrag des  
   Haushaltsplanes 
   einschl. der Nachträge 
   gegenüber nunmehr 
   bisher festgesetzt 
    auf 
 Euro Euro Euro Euro     
 
im Verwaltungshaushalt 
Einnahmen 105.600 0 7.453.500 7.559.100 
Ausgaben 105.600 0 7.453.500 7.559.100 
 
im Vermögenshaushalt 
Einnahmen 151.200 0 1.263.600 1.414.800 
Ausgaben 151.200 0 1.263.600 1.414.800 
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§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitions-
förderungsmaßnahmen wird gegenüber der bisherigen Festsetzung in Höhe von 13.300 
Euro um 78.000 Euro erhöht und damit auf 91.300 Euro neu festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.  
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite aufgenommen werden dürfen, wird 
gegenüber dem bisherigen Höchstbetrag nicht verändert. 
 

§ 5 
 
Die Grundlagen für die Erhebung der Samtgemeindeumlage werden nicht geändert. 
 
Wesendorf, den 04.07.2007 
 
Penshorn 
Samtgemeindebürgermeister 
 

II. 
 
Die vorstehende 1. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2007 wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die nach § 92 Abs. 2 der Nieders. Gemeindeordnung (NGO) sowie § 76 Abs. 2 NGO i. V. m. 
§ 15 Abs. 6 des Nieders. Gesetzes über den Finanzausgleich (NFAG) erforderliche 
Genehmigung ist durch den Landkreis Gifhorn am 26.07.2007 - AZ.: 1/1511-07 - erteilt 
worden. 
 
Der Nachtragshaushaltsplan liegt gem. § 87 Abs. 1 Satz 2 i. V. m. § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO 
vom 03.09. bis einschl. 11.09.2007 zur Einsichtnahme im Rathaus öffentlich aus. 
 
Wesendorf, 02.08.2007 
 
Penshorn 
Samtgemeindebürgermeister 
 

B e k a n n t m a c h u n g 
 

Der Rat der Gemeinde Wesendorf hat am 20.07.2007 den Bebauungsplan „ALDI-Markt“ 
gemäß § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) als Satzung beschlossen. 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches wird der Bebauungsplan bekannt gemacht. 
 
Die Planunterlagen mit Begründung liegen während der Sprechstunden der Verwaltung im 
Rathaus Wesendorf, Bauamt, Zimmer-Nr. 1.04, Alte Heerstraße 20, 29392 Wesendorf, zur 
Einsicht aus.  
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Die Lage und der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergeben sich aus 
anliegender Übersichtskarte.5 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141) in der zurzeit geltenden Fassung eine 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften des Baugesetzbuches für die 
Rechtswirksamkeit der Satzung nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich ist, wenn 
 
1. die Vorschriften über die Beteiligung der Bürger und der Träger öffentlicher Belange nach 

§ 3 Abs. 2 und 3, §§ 4, 4 a, 13, § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 5 Satz 1 und § 35 Abs. 6 
Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der 
Vorschriften einzelne berührte Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind 
oder bei Anwendung des § 3 Abs. 2 Satz 2 die Angabe darüber, ob eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt werden soll, unterlassen wurde oder bei 
Anwendung des § 3 Abs. 3 Satz 3 oder § 13 die Voraussetzungen für die Durchführung 
der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt worden sind; 

 
2. die Vorschriften über die Begründung und die Satzung sowie ihrer Entwürfe nach § 2 a, 

§ 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt 
worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung oder der Umweltbericht als 
Teil der Begründung der Satzung oder ihr Entwurf unvollständig ist; 

 
3. ein Beschluss der Gemeinde über die Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht 

erteilt oder der mit der Bekanntmachung der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht 
erreicht worden ist. 

 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 die Begründung in den für die Abwägung 
wesentlichen Beziehungen unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu 
erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse dargelegt wird. 
 
Ferner wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 1 a BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141) in der zurzeit geltenden Fassung für die 
Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne auch eine Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplanes zum Flächennutzungsplan nach § 8 Abs. 2 und 4 
unbeachtlich ist, wenn 
 
1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbstständigen Bebauungsplanes (§ 8 

Abs. 2 Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die 
Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungsplanes nicht richtig beurteilt worden sind; 

 
2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplanes aus dem 

Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem 
Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt 
worden ist; 

 
3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen 

Unwirksamkeit wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften einschließlich 
des § 6 sich nach Bekanntmachung des Bebauungsplanes herausstellt; 

 
4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete 

städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist. 
 

                                                 
5 abgedruckt auf Seite 533 dieses Amtsblattes 



ABL Nr. 9/2007 

519 

Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 3 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141) in der zurzeit geltenden Fassung für die 
Abwägung die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den 
Bauleitplan maßgebend ist. Mängel im Abwägungsvorgang sind nur erheblich, wenn sie 
offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141) in der zurzeit geltenden Fassung die 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften sowie Mängel in der Abwägung und die 
Behebung von Fehlern unbeachtlich werden, wenn sie nicht in Fällen der Nr. 1 innerhalb 
eines Jahres, in Fällen der Nr. 2 innerhalb von sieben Jahren seit Bekanntmachung der 
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, 
die die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. 
 
Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 a Abs. 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141) in der zurzeit geltenden Fassung 
Mängel der Satzung, die nicht nach den §§ 214 und 215 unbeachtlich sind und die durch ein 
ergänzendes Verfahren behoben werden können, nicht zur Nichtigkeit führen. Bis zur 
Behebung der Mängel entfaltet die Satzung keine Rechtswirkungen. 
 
Außerdem wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 a Abs. 2 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141) in der zurzeit geltenden Fassung bei 
Verletzung der in § 214 Abs. 1 bezeichneten Vorschriften oder sonstigen Verfahrens- oder 
Formfehlern nach Landesrecht die Satzung auch mit Rückwirkung erneut in Kraft gesetzt 
werden kann. 
 
Entschädigungsberechtigte können Entschädigung verlangen, wenn auf Grund des 
Inkrafttretens dieses Bebauungsplanes für sie die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteile (Vertrauensschaden; Begründung von Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechten; Bindung für Bepflanzungen; Änderung oder Aufhebung einer zulässigen 
Nutzung) eingetreten sind. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des Anspruchs 
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem 
Entschädigungspflichtigen beantragt. Der Entschädigungsanspruch erlischt nach § 44 Abs. 3 
Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB, wenn er nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die genannten Vermögensnachteile eingetreten sind, geltend 
gemacht wird. 
 
Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 
 
Penshorn 
Gemeindedirektor 
 

B e k a n n t m a c h u n g 
 

Der Rat der Gemeinde Wahrenholz hat am 25.06.2007 den Bebauungsplan „Am Felde mit 
örtlicher Bauvorschrift“ gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung beschlossen. 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird der Bebauungsplan bekannt gemacht. 
 
Die Planunterlagen mit Begründung liegen während nachstehender Sprechzeiten im 
Bürgerbüro der Gemeinde Wahrenholz zur Einsicht aus: 
 

Montag, Donnerstag und Freitag     9.00 - 11.00 Uhr 

Dienstag     14.00 - 18.00 Uhr 
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Die Lage und der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergeben sich aus 
anliegender Übersichtskarte.6 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2413) in der zurzeit geltenden Fassung eine 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften des Baugesetzbuches für die 
Rechtswirksamkeit der Satzung nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich ist, wenn 
 
1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt 

waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend 
ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das 
Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

 
2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, § 4 

Abs. 2, §§ 4 a und 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3, § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie 
§ 35 Abs. 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der 
Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange 
nicht beteiligt worden sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder 
in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, oder einzelne Angaben dazu, welche 
Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, oder bei 
Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer Umweltprüfung 
abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei Anwendung des § 4 a Abs. 3 Satz 4 oder 
des § 13 die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen 
Vorschriften verkannt worden sind; 

 
3. die Vorschriften über die Begründung der Satzungen sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2 a, 

3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt 
worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung der Satzung oder ihr Entwurf 
unvollständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in 
Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu nur in 
unwesentlichen Punkten unvollständig ist; 

 
4. ein Beschluss der Gemeinde über die Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht 

erteilt oder der mit der Bekanntmachung der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht 
erreicht worden ist. 

 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten 
unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein 
berechtigtes Interesse dargelegt wird. 
 
Ferner wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 2 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2413) in der zurzeit geltenden Fassung für die 
Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne auch eine Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplanes zum Flächennutzungsplan nach § 8 Abs. 2 und 4 
unbeachtlich ist, wenn 
 
1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbstständigen Bebauungsplanes (§ 8 

Abs. 2 Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die 
Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungsplanes nicht richtig beurteilt worden sind; 

 
2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplanes aus dem 

Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem 
Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt 
worden ist; 

                                                 
6 abgedruckt auf Seite 534 bis Seite 535 dieses Amtsblattes 
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3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen 

Unwirksamkeit wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften einschließlich 
des § 6 sich nach Bekanntmachung des Bebauungsplanes herausstellt; 

 
4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete 

städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist. 
 
Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 3 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2413) in der zurzeit geltenden Fassung für die 
Abwägung die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den 
Bauleitplan maßgebend ist. Mängel im Abwägungsvorgang sind nur erheblich, wenn sie 
offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2413) in der zurzeit geltenden Fassung für die 
Abwägung und die Behebung von Fehlern unbeachtlich werden, wenn 
 
- eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften, 
 
- eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften 

über das Verhältnis des Bebauungsplanes oder 
 
- beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges nach § 214 Abs. 3 Satz 2 
 
nicht innerhalb von zwei Jahren seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes schriftlich 
gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind. 
 
Entschädigungsberechtigte können Entschädigung verlangen, wenn auf Grund des 
Inkrafttretens dieses Bebauungsplanes für sie die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteile (Vertrauensschaden; Begründung von Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechten; Bindung für Bepflanzungen; Änderung oder Aufhebung einer zulässigen 
Nutzung) eingetreten sind. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des Anspruchs 
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem 
Entschädigungspflichtigen beantragt. Der Entschädigungsanspruch erlischt nach § 44 Abs. 3 
Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB, wenn er nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die genannten Vermögensnachteile eingetreten sind, geltend 
gemacht wird. 
 
Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 
 
Evers 
Bürgermeisterin 
 

B e k a n n t m a c h u n g 
 

Der Rat der Gemeinde Wahrenholz hat am 19.07.2007 den Bebauungsplan 
„Bioenergieanlage Wahrenholz“ gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung 
beschlossen. 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird der Bebauungsplan bekannt gemacht. 
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Die Planunterlagen mit Begründung liegen während nachstehender Sprechzeiten im 
Bürgerbüro der Gemeinde Wahrenholz zur Einsicht aus: 
 

Montag, Donnerstag und Freitag     9.00 - 11.00 Uhr 

Dienstag     14.00 - 18.00 Uhr 

 
Die Lage und der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergeben sich aus 
anliegender Übersichtskarte.7 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2413) in der zurzeit geltenden Fassung eine 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften des Baugesetzbuches für die 
Rechtswirksamkeit der Satzung nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich ist, wenn 
 
1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt 

waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend 
ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das 
Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

 
2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, § 4 

Abs. 2, §§ 4 a und 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3, § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie 
§ 35 Abs. 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der 
Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange 
nicht beteiligt worden sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder 
in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, oder einzelne Angaben dazu, welche 
Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, oder bei 
Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer Umweltprüfung 
abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei Anwendung des § 4 a Abs. 3 Satz 4 oder 
des § 13 die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen 
Vorschriften verkannt worden sind; 

 
3. die Vorschriften über die Begründung der Satzungen sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2 a, 3 

Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt 
worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung der Satzung oder ihr Entwurf 
unvollständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in 
Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu nur in 
unwesentlichen Punkten unvollständig ist; 

 
4. ein Beschluss der Gemeinde über die Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht 

erteilt oder der mit der Bekanntmachung der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht 
erreicht worden ist. 

 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten 
unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein 
berechtigtes Interesse dargelegt wird. 
 
Ferner wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 2 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2413) in der zurzeit geltenden Fassung für die 
Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne auch eine Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplanes zum Flächennutzungsplan nach § 8 Abs. 2 und 4 
unbeachtlich ist, wenn 
 

                                                 
7 abgedruckt auf Seite 536 dieses Amtsblattes 
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1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbstständigen Bebauungsplanes (§ 8 Abs. 
2 Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung 
eines vorzeitigen Bebauungsplanes nicht richtig beurteilt worden sind; 

 
2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplanes aus dem 

Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem 
Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt 
worden ist; 

 
3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen 

Unwirksamkeit wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften einschließlich 
des § 6 sich nach Bekanntmachung des Bebauungsplanes herausstellt; 

 
4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete 

städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist. 
 
Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 3 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2413) in der zurzeit geltenden Fassung für die 
Abwägung die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den 
Bauleitplan maßgebend ist. Mängel im Abwägungsvorgang sind nur erheblich, wenn sie 
offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2413) in der zurzeit geltenden Fassung für die 
Abwägung und die Behebung von Fehlern unbeachtlich werden, wenn 
 
- eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften, 
 
- eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften 

über das Verhältnis des Bebauungsplanes oder 
 
- beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges nach § 214 Abs. 3 Satz 2 
 
nicht innerhalb von zwei Jahren seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes schriftlich 
gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind. 
 
Entschädigungsberechtigte können Entschädigung verlangen, wenn auf Grund des 
Inkrafttretens dieses Bebauungsplanes für sie die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteile (Vertrauensschaden; Begründung von Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechten; Bindung für Bepflanzungen; Änderung oder Aufhebung einer zulässigen 
Nutzung) eingetreten sind. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des Anspruchs 
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem 
Entschädigungspflichtigen beantragt. Der Entschädigungsanspruch erlischt nach § 44 Abs. 3 
Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB, wenn er nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die genannten Vermögensnachteile eingetreten sind, geltend 
gemacht wird. 
 
Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 
 
Evers 
Bürgermeisterin 
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C. BEKANNTMACHUNGEN DES ZWECKVERBÄNDE 
 
- - - 
 
D. SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN 
 
Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Altmark 
Außenstelle Salzwedel 
Buchenallee 3 
29410 Salzwedel  
Tel. 03901/846-128  
 
Salzwedel, den 20.07.2007 
 
Verfahren:   Vereinfachtes Flurbereinigungsverfahren Bösdorf-Rätzlinger Drömling 
Landkreis:   Altmarkkreis Salzwedel, 
   Ohrekreis 
Verfahrens - Nr.:  36 SAW 603 
 

Ö f f e n t l i c h e  B e k a n n t m a c h u n g  
 

L a d u n g  z u r  
1. Teilnehmerversammlung mit der Wahl des Vorstandes der 

Teilnehmergemeinschaft 
 

Mit Beschluss vom 05.09.2006 wurde das Vereinfachte Flurbereinigungsverfahren Bösdorf-
Rätzlinger Drömling für Teile der Gemarkungen Gehrendorf (Flur 8), Miesterhorst (Flur 
5 u. 8), Niendorf (Flur 1 u. 2), Bösdorf (Flur 1, 2, 6 u. 7), Kathendorf (Flur 1), Rätzlingen-
Kathendorf (Flur 1), Lockstedt (Flur 5) und Rätzlingen (Flur 1, 2, 7, 8, 9 u. 10) in den 
Landkreisen Ohrekreis und Altmarkkreis Salzwedel angeordnet und damit die 
„Teilnehmergemeinschaft des Vereinfachten Flurbereinigungsverfahrens Bösdorf-Rätzlinger 
Drömling“ gebildet. 
 
Hiermit werden alle Grundeigentümer, Gebäudeeigentümer und Erbbauberechtigten 
gebeten, sich  
 

am Donnerstag, dem 27.09.2007, um 19.00 Uhr 
in der Gaststätte "Zur goldenen Ganz" Dorfstraße 1, 39359 Rätzlingen 

 
einzufinden, um den Vorstand der Teilnehmergemeinschaft zu wählen. 
 
Die Mitglieder des Vorstandes und deren Stellvertreter werden von den im Wahltermin 
anwesenden Teilnehmern oder Bevollmächtigten gewählt. Jeder Teilnehmer oder 
Bevollmächtigte hat eine Stimme; gemeinschaftliche Eigentümer gelten als ein Teilnehmer. 
Gewählt sind diejenigen, welche die meisten Stimmen erhalten (§ 21 Abs. 3 und 5 
Flurbereinigungsgesetz). 
 
Sofern ein Wahlberechtigter durch Vollmacht mehrere Teilnehmer vertritt, hat er gleichwohl 
insgesamt nur eine Stimme. 
 
Bevollmächtigte haben bei der Wahl eine beglaubigte Vollmacht nachzuweisen. 
 
Versäumt ein Teilnehmer den Termin oder erklärt er sich nicht bis zum Schluss des Termins 
zur Wahl des Vorstandes, so wird angenommen, dass er mit dem Ergebnis des Termins 
einverstanden ist. 
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Im Anschluss an die Wahl wird die erste Vorstandssitzung stattfinden, in welcher die Wahl 
des Vorstandsvorsitzenden der Teilnehmergemeinschaft und dessen Stellvertreter erfolgen 
soll. 
 
Um zahlreiches Erscheinen aller am Verfahren Beteiligten wird hiermit gebeten.  
 
Jordan      Dienstsiegel 
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